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W enn man sich ein Bild von der Entwicklung der 
preussischen Rechtsanwaltschaft in der letzten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts machen will, so erscheint es nothwendig, 
vorher einen wenn auch nur kurzen Blick auf die Zeit zu werfen, 
welche die Vorläuferin der neueren gewesen ist. Die Klagen 
Friedrichs des Grossen über die Mängel der Prozessgesetzge- 
bung, die Verschleppung der Prozesse und die Advokaten sind 
bekannt. Mögen die Klagen über die letzteren auch übertrieben 
gewesen sein, der Eifer des grossen Königs, das Beamtenthum 
einschliesslich der Advokatur zu reinigen, Missstände zu be- 
seitigen, die Justizgesetzgebimg^ zu reformiren und besonders 
im Prozesse die Wahrheit zu 'efrfrtiftelrf'TOüss anerkannt werden. 
Zu den Irrthümern, die trotz des redlichsten Strebens nicht 
ausblieben, gehörte u. A. die Massregel der sogenannten 
Verstaatlichung der Anwaltschaft. Statt der Advokaten 
wurden die Assistenzräthe (Hof- und Assistenzräthe) eingeführt. 
Sie waren aber keine Vertreter der Parteien, sondern Bei- 
stände und Gehülfen des Richters, um die Wahrheit zu er- 
mitteln und zur Geltung zu bringen. Jeder Partei wurde in 
erheblichen Sachen ein Assistenzrath bestellt und dieser auf 
feste Besoldung gesetzt. Die ganze Einrichtung hatte indessen 
nur ein kurzes Dasein. 

Die am 6. Juli 1793 unter dem Namen „Allgemeine Ge- 
richtsordnung für die preussischen Staaten" publizirte Neu- 
bearbeitung des corpus juris Fridericianum kannte keine 
Assistenzräthe mehr, sondern nur noch auf Antrag bestellte 
Assistenten. Adolf Weissler, der in seiner interessanten Schrift 
„Die Umbildung der Anwaltschaft unter Friedrich dem Grossen, 
Königshütte 1891", im Uebrigen den seiner Meinung nach 
besten Gedanken Carmers, der Herrschaft des Richters über 
denProzess, der Formenfreiheit und vor allem dem persönlichen 
Erscheinen der Parteien nicht abgeneigt zu sein scheint, sagt 
S. 164 1. c: „Es ist zu bedauern, dass dem Versuche, der die 
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Partei -Vertretung der Staatsgewalt zu überweisen übernommen 
hat, keine längere Probezeit vergönnt war. Die Unvereinbar- 
keit des Staatsamtes mit dem Berufe der Parteivertretung 
würde dann noch stärker hervorgetreten, die Unentbehrlichkeit 
eines unabhängigen Anwaltstandes noch schärfer erkannt 
worden sein, und vielleicht hätte diese Erkenntniss dazu ge- 
führt, dem Anwaltstande eine freiere und würdigere Stellung 
zu geben, als es nachher in der Allgemeinen Gerichtsordnung 
geschehen ist. Heute ist die Erkenntniss durchgedrungen, 
dass die freie Anwaltschaft eine der unerschütterlichen Säulen 
unserer Rechtsordnung ist." 

Mit dem Verschwinden der Assistenzräthe wurde auch 
den Justizkommissarien ihre prozessualische Thätigkeit wieder- 
hergestellt. Das persönliche Erscheinen der Parteien blieb 
freilich die Regel, aber sie durften sich einen Jüstizkommissar 
mitbringen, konnten auch vom Erscheinen entbunden und 
dann durch einen Justizkommissar vertreten werden. Die In- 
struenten mussten aber nach § 22 Titel 3 Theil 3 A.G.O. den 
Hauptendzweck der ganzen Prozessordnung, dass nämlich die 
Wahrheit der bei einem Rechtsstreite zu Grunde liegenden 
oder zur richtigen Beurtheilung desselben gehörigen That- 
sachen so genau und vollständig, als es nur irgend die Natur 
der Sache verstattete, zugleich aber auch mit dem mindest- 
möglichen Zeit- und Kostenverluste für die Parteien, eruirt 
und ausgemittelt werden solle, unablässlich vor Augen haben. 
Durch die A.G.O. wurden die Verrichtungen der Justiz- 
kommissarien in § 1 7 Titel 7 Theil 3 wie folgt definitiv fest- 
gestellt: 

1. dass sie den Parteien in ihren rechtlichen Angelegen- 
heiten mit-Rath und Gutachten an die Hand gehen, 

2. dass sie von denselben in dergleichen Geschäften, ber 
sonders wenn sie gerichtlich vollzogen werden sollen, 
Aufträge und Vollmachten übernehmen, 

3. dass sie in wirklichen Prozessen die Angelegenheiten 
der Parteien als deren Rechtsbeistände oder Bevoll- 
mächtigte besorgen, 

4. dass sie als Notarien Kontrakte und andere Instrumente 
errichten und unter den Parteien vollziehen, welche den 
Glauben und die Kraft öffentlicher Urkunden haben sollen. 
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Damit ist der Grundsatz der Verbindung von Rechtsan- 
waltschaft und Notariat — bis auf die Beschränkung des § 9 
1. c. -r- in Preussen anerkannt und an demselben auch bisher 
ernstlich nicht gerüttelt worden. Diese Verbindung empfiehlt 
sich auch für die Zukunft bei unseren Verhältnissen auf das 
Entschiedenste, einmal aus dem allgemeinen Grunde, dass, 
wer neben dem Notariat auch die Rechtsanwaltschaft betreibt, 
sich voraussichtlich als Jurist frischer erhalten wird, als der- 
jenige, der sich nur mit den zum grösseren Theile mehr 
formalistischen Notariatsarbeiten beschäftigt, sodann aber auch 
aus dem materiellen Grunde, dass in einem nicht geringen 
Theile unseres Staates, insbesondere in kleineren Gerichts- 
bezirken, die wirtschaftlichen Verhältnisse derartig beschaffen, 
respektive so einfache sind, dass der Betrieb nur einer dieser 
Berufsarten die zum Lebensunterhalt erforderlichen Einnahmen 
kaum gewähren möchte. Der deutsche Anwaltstag in Cöln 
a. Rh. vom Jahre 1876 hat freilich den Beschluss gefasst, „die 
Ausübung des Notariats ist mit der Anwaltschaft unverein- 
bar u . Schwerlich dürfte indessen dieser Beschluss der An- 
schauung der gegenwärtigen Majorität der preussischen An- 
wälte entsprechen. 

Nachdem nun mit der Emanation der A.G.O. für die 
preussischen Staaten und des preuss. allg. Landrechts eine 
längere Pause in der Justizgesetzgebung eingetreten war, hat 
im Laufe der nächsten Jahrzehnte der Stand der preussischen 
Justizkommissarien und Notarien, welche nach Anh. § 462 zur 
A.G.O. als wirkliche Staatsdiener anzusehen waren, eine mehr 
und mehr geachtete Stellung eingenommen, obwohl die Be- 
stimmungen der A.G.O. über ihre Rechte und Pflichten 
zum Theil ihnen dies nicht erleichterten. Einer der gewich- 
tigsten Beweise für das Ansehen, welches der Stand sich er- 
worben, ist die später erfolgende Verleihung des Rechtes, 
über seine Mitglieder selbst die Disziplin zu üben, woraus die 
Verordnung über die Bildung eines Ehrenrathes unter den 
Justizkommissarien, Advokaten und Notarien vom 30. April 
1847 hervorging (s. S. 196 der preussischen Gesetzsamml. 
Jahrgang für 1847). Aus den hierüber geführten Akten, 
deren Einsicht mir seiner Zeit gütigst gestattet wurde, habe 
ich ersehen, dass man bei Erlass dieser Verordnung von der 
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bestimmten Voraussetzung ausging, dass der Stand sich einen 
solchen Grad von Ansehen erworben habe, dass es unbe- 
denklich sei, ihm dies wichtige Recht zu verleihen. In dieser 
Voraussetzung ist man auch nicht getäuscht worden. Das 
Institut der Ehrengerichte ist demnächst in die neuen Ver- 
hältnisse herübergenommen resp. darin ausgebildet worden, 
und hat auch unter der Herrschaft der freien Advokatur all- 
seitige Anerkennung gefunden. 

So ist der Preussische Justizkommissar, der durch den 
§ 30 der Verordnung vom 30. Januar 1849 den offiziellen 
Titel „Rechtsanwalt 14 erhalten, während der vierziger Jahre 
durch das mündliche Verfahren im Strafprozesse und das 
schriftliche Verfahren mit mündlicher Schlussverhandlung im 
Civilprozesse in seinen Leistungen gehoben, und geachtet 
von der Bevölkerung, in die zweite Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts eingetreten. 

Nicht Mangel an Achtung des Standes war es also, 
wenn in der nächsten Zeit die Bewegung für die Freigebung 
der Advokatur besonders in Preussen in die Erscheinung 
trat. Hierfür waren, abgesehen von politischen Gesichts- 
punkten, der hier und da bemerkte Mangel an Rechts- 
anwälten, die Schwierigkeit, die Zahl der zuzulassenden An- 
wälte gesetzlich oder im Verwaltungswege zu fixiren, oder 
die Entscheidung über die Zulassung zur Anwaltschaft über- 
haupt dem freien Ermessen einer Behörde zu überlassen, 
das Streben nach möglichster Unabhängigkeit des Standes 
— der Grund. Diese Gesichtspunkte kamen auch bei den 
Berathungen zum deutschen Juristentage (dem 4. und 7. Ju- 
ristentage) zur Erörterung. Bemerkenswerth ist, dass schon 
damals anerkannt wurde, dass die Prozessvertretung (An- 
waltschaft) von der Rechtsvertheidigung (Advokatur) nicht 
getrennt werden dürfe, ein Grundsatz, der fast ohne Wider- 
spruch in die deutsche Gesetzgebung Aufnahme gefunden 
hat. Für meine späteren Erörterungen ist ferner nicht un- 
erheblich, dass schon der 7. deutsche Juristentag seiner Auf- 
fassung dahin Ausdruck gegeben hat: 

Zur Ausübung der Advokatur ist jeder geprüfte Sach- 
verständige, sobald derselbe die gesetzlich bestimmte 
Vorbereitungspraxis zurückgelegt hat, berechtigt. Die 
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Dauer der Vorbereitungspraxis ist nur nach dem 

unab weislichen Erforderniss mit Ausschluss jeder anderen 

Rücksicht zu bemessen. 

Nachdem Gerichtsverfassung und Prozessgesetzgebung 
im Reiche zum Abschluss gekommen, wurde dem Reichs- 
tage der Entwurf einer Rechtsanwaltsordnung vorgelegt. In 
den ausführlichen Motiven kamen insbesondere die Fragen 
der Qualifikation zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft, der 
Ertheilung der Zulassung, der Freigebung der Rechtsanwalt- 
schaft und der Lokalisirung zur eingehenden Erörterung. 
Auf Veranlassung des deutschen Anwaltsvereins, welcher 
Ehrenräthe, Disziplinräthe, Anwaltskammern und Ausschüsse, 
sowie die Anwaltsvereine der deutschen Rechtsanwaltschaft 
um gutachtliche Aeusserungen ersucht hatte, wurden die 
Beschlüsse des Anwaltstages zu Köln den Motiven beige- 
fügt. „Dieselben gaben, wie die letzteren sagen, Aufschluss 
über die Anschauungen und Wünsche eines ansehnlichen 
Theiles der deutschen Rechtsanwaltschaft und sind bei Auf- 
stellung des Gesetzentwurfes nicht ohne entsprechende Be- 
achtung geblieben." 

Ohne die vortrefflichen Seiten der Rechtsanwaltsordnung 
in Abrede zu stellen, wird man doch sagen müssen, dass die 
Vorbereitungen zu derselben nicht ausreichende gewesen 
sind. Bei so schwierigen Gesetzentwürfen wie den der 
Rechtsanwaltsordnung pflegt man seitens der Reichsbehörden 
eine aus Interessenten aus den verschiedensten Gegenden 
des Reiches zusammengesetzte Kommission zu berufen, welche 
den Gesetzentwurf vorzubereiten resp. durchzuberathen hat 
und die durch praktische Erfahrungen hervorgerufenen An- 
schauungen und Wünsche der Interessenten und der Bevölke- 
rung vollständig zur Erörterung zu bringen geeignet ist. 

Eine solche Kommission ist in diesem Falle nicht einge- 
setzt worden. Dieser Mangel konnte durch die Verhand- 
lungen des Anwaltstages zu Köln nicht vollständig ersetzt 
werden, da solche Wanderversammlungen in ihrer Zusammen- 
setzung, sowie demgemäss ihre Beschlüsse erfahrungsmässig 
von der Lage des Ortes, wo sie stattfinden, nicht unbeein- 
flusst bleiben. Inwieweit die Rechtsanwaltsordnung vorzüg- 
licher ausgefallen wäre, wenn man den vorher empfohlenen 
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Weg eingeschlagen hätte, lässt sich heute natürlich genau 
nicht mehr beurtheilen, wohl aber ist die erwähnte Unter- 
lassung ein Grund mehr, gewisse Bestimmungen der Rechts- 
anwaltsordnung jetzt nach mehr als 2ojähriger Geltung einer 
Revision zu unterziehen. Im Reichstage fanden die vorher 
hervorgehobenen Gesichtspunkte für Freigebung der Rechts- 
anwaltschaft fast ungetheilte Anerkennung. In dem Berichte der 
Reichstagskommission (Drucksachen der 3. Legislatur-Periode 
IL Session 1878 No. 173 S. 2) heisst es, dass das allseitige 
Bestreben dahin gegangen, soweit irgend möglich, die Vor- 
aussetzungen für die Zulassung des sich um die Rechts- 
anwaltschaft Bewerbenden und für seine Zurückweisung ge- 
setzlich zu fixiren, diese gesetzlichen Voraussetzungen aber 
zu beschränken auf das Vorhandensein der wissenschaftlichen 
und moralischen Befähigung, sowie auf die Abwesenheit 
solcher Eigenschaften, welche mit dem Berufe eines Rechts- 
anwalts unvereinbar sind, und in dieser Weise ein gesetzlich 
definirtes Recht des Befähigten auf Zulassung herzustellen 
unter möglichster Erweiterung des Kreises seiner Berufs- 
tätigkeit für den zugelassenen Rechtsanwalt. 

So kam die Rechtsanwaltsordnung für das deutsche Reich 
vom 1. Juli 1878 zu Stande. 

Dass eine so eingreifende Massregel, wie die Freigebung 
der Rechtsanwaltschaft, nicht ohne tiefere Wirkung bleiben 
konnte, ist erklärlich. Die Missstände, welche namentlich in 
der ersten Zeit dadurch hervorgerufen wurden, dass junge 
Juristen bald nach bestandener Assessorprüfung ohne ge- 
nügende Bekanntschaft mit den Verhältnissen des Lebens, 
ohne hinreichende praktische Durchbildung und ohne gründ- 
liche Selbstprüfung hinsichtlich ihres Berufes in die Anwalt- 
schaft eintraten, hat besonders der Altmeister der Berliner 
Rechtsanwaltschaft, der Geheime Justizrath Dr. von Wilmowski, 
in seinem am 24. Mai 1894 in (der Versammlung des Berliner 
Anwaltsvereins gehaltenen Vortrage zutreffend geschildert 
(s. Veröffentlichungen des Berliner Anwaltsvereins Heft 3 
Berlin 1894 bei Siemenroth und Worms), weshalb ich hierauf 
verweisen darf. Es war damals die Zirkularverfügung des 
Preussischen Justizministers vom 19. März 1894 ergangen, 
welche mit Rücksicht auf die bestehenden „Gefahren für den 
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Anwaltsstand und damit für die gesammte Rechtspflege 1 ' die 
Beschränkung der Freizügigkeit der Rechtsanwaltschaft durch 
Einführung eines numerus clausus eventuell anderer Be- 
schränkungen zur Erwägung stellte. Mit Rücksicht auf diese 
Rundfrage stellte von Wilmowski am Schlüsse seines Vor- 
trages nachstehende Thesen auf: 

i. Für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist die Ein- 
führung eines numerus clausus bei den einzelnen Gerichten 
abzulehnen 

2. Als Bedingung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
bei einem Kollegialgerichte empfiehlt sich eine vor- 
gängige mehrjährige Thätigkeit des Bewerbers als 
Richter, Universitätslehrer, Rechtsanwalt, Reichs-, Staats- 
oder Gemeinde-Beamter oder als Gehülfe eines Rechts- 
anwalts. 

Der Zeitraum ist für die Zulassung bei einem Ober- 
landesgerichte länger zu bemessen. 

3. Dem zum Richteramt Befähigten kann bis zur Anstellung 
im Staatsdienste oder bis zur Zulassung als Rechtsanwalt 
die Genehmigung zur Beschäftigung als Hülfsarbeiter 
eines, schon seit läugerer Zeit zugelassenen Rechts- 
anwalts unter Zustimmung desselben ertheijt werden. 

4. Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei einem Amts- 
gerichte ist anders, als durch die Befähigung zum 
Richteramte nicht zu beschränken. 

Einem bei einem Amtsgerichte während des zu 2 
Abs. 1 erwähnten Zeitraums beschäftigten Rechtsanwalts 
muss nach Ablauf dieses Zeitraums die gleichzeitige 
Zulassung bei dem übergeordneten Landgerichte be- 
willigt werden. 

Die Zirkularverfügung des Herrn Justizministers vom 
19. März 1894 wurde sämmtlichen Kammervorständen des 
preussischen Staats zur Aeusserung mitgetheilt. Die Antworten 
lauteten sehr verschieden. Die Einführung des numerus 
clausus in irgend welcher Form fand so gut wie einstimmige 
Ablehnung. Verschieden lauteten die Gutachten betreffend 
die Einführung einer Vorstufe, die einen ablehnend,, die an- 
deren zustimmend resp. unter Modifikationen. Etwas aus- 
führlicher gestatte ich mir auf das Gutachten des Berliner 
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Vorstandes hinzuweisen, zumal dasselbe grösstenteils mit 
meinen eigenen Anschauungen übereinstimmmt. Die wesent- 
lichsten Punkte dieses Gutachtens sind in 2 formulirten Ge- 
setzesparagraphen enthalten, welche also lauten: 

Dem § 8 der Rechtsanwaltsordnung sind folgende Sätze 
hinzuzufügen: 

„Abs. 3. Die Zulassung bei einem Kollegialgericht (Land- 
gericht, Kammer für Handelssachen, Oberlandesgericht, 
obersten Landesgericht) oder bei einem Amtsgericht, welches 
seinen Sitz an dem Ort oder Vorort eines Kollegialgerichts- 
sitzes hat, darf erst erfolgen, wenn der Bewerber nach Er- 
langung der Fähigkeit zum Richteramt, während der Dauer 
von drei Jahren im Justizdienst, oder als Rechtslehrer an einer 
deutschen Universität, als Rechtsanwalt oder als zugeordneter 
Generalvertreter eines solchen oder mit Genehmigung der 
Landesjustizverwaltung als Hülfsarbeiter bei einem Rechts- 
anwalt thätig gewesen ist, oder ein Reichs-, Staats- oder Ge- 
meindeamt bekleidet hat. 

Abs. 4. Die Dauer der Thätigkeit in mehreren der ge- 
nannten Beschäftigungszweige oder Aemter wird zusammen- 
gerechnet. 

Abs. 5. * Welche Orte als Vororte eines Kollegialgerichts- 
sitzes gelten, bestimmt die Landesjustizverwaltung. 

Der § 9 der Rechtsanwaltsordnung erhält folgende ver- 
änderte Fassung. 

§ 9- 
Der bei einem Amtsgerichte zugelassene Rechtsanwalt 
kann, wenn die Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 erfüllt sind, 
zugleich bei dem diesem Amtsgerichte übergeordneten Land- 
gerichte sowie bei den im Bezirke des Landgerichts befind- 
lichen Kammern für Handelssachen zugelassen werden. Die 
Zulassung muss, unbeschadet der Vorschriften der §§ 14 und 
15 erfolgen, wenn der bei dem Amtsgericht zugelassene 
Rechtsanwalt bei demselben während der Dauer von drei 
Jahren thätig gewesen ist, oder wenn sie nach dem überein- 
stimmenden Gutachten des Oberlandesgerichts und des Vor- 
standes der Anwaltskammer dem Interesse der Rechtspflege 
förderlich ist.* 



Digitized by 



Google 



— 11 — 

Diese Vorschläge involviren zwei wichtige Punkte, einmal 
die Einführung einer Vorbereitungszeit, sodann die Ver- 
änderung der Lokalisation der Rechtsanwaltschaft nach der 
Seite hin, dass dem beim Amtsgericht zugelassenen Rechts- 
anwalt nach Verlauf der bezeichneten Vorbereitungsfrist die 
Zulassung bei dem diesem Amtsgericht übergeordneten Land- 
gerichte gestattet sein solle. 

Dass unter der Vorbereitungszeit keine eigentliche Ein- 
schränkung der freien Advokatur zu verstehen, ist schon auf 
dem 7. Juristentage zur Sprache gekommen. In dem vorher 
von mir mitgetheilten Beschlüsse desselben ist die Not- 
wendigkeit einer Vorbereitungszeit anerkannt worden. Die 
Länge derselben soll sich nach dem Bedürfnisse richten. 

Von dem Beschlüsse des Berliner Vorstandes unterscheidet 
sich der Wilmowski'sche Vorschlag nur darin, dass derselbe 
bezüglich der Zulassung bei einem Amtsgericht, welches 
seinen Sitz am Ort oder Vorort eines Kollegialgerichtssitzes 
hat, eine Beschränkung nicht vorschlägt. 

Im Uebrigen beruhen die Vorschläge auf denselben 
praktischen Erwägungen, die auch schon vor Emanation der 
Rechtsanwaltsordnung aus Rechtsanwaltskreisen, namentlich 
denen Berlin's geltend gemacht worden sind. Für die Vor- 
bereitungszeit ist, abgesehen vom Auslande, auch auf die 
frühere badische Anwaltsordnung hingewiesen, welche be- 
stimmte, dass zum Eintritt in die Anwaltsrechte nur derjenige 
Rechtsgelehrte befähigt sei, welcher nach Bestehung der 
obersten juristischen Staatsprüfung noch mindestens 2 Jahre 
bei Staatsstellen oder unter Leitung eines Anwalts gearbeitet 
hat. Hiergegen heben die Motive zur Rechtsanwaltsordnung 
hervor, dass, wer befähigt sei, ein Richteramt zu bekleiden, 
einem Amtsgericht vorzustehen oder bei einem Landgericht, 
sei es in erster oder zweiter Instanz, zu entscheiden, als befähigt 
erachtet werden müsse, Rechtsanwalt zu sein (s. Drucksache 
des d. Reichstages 3. Leg. -Periode IL Session 1878 No. 5 
S. 24). Diesen rein formalistischen Grund hat indessen 
das Circularrescript vom 19. März 1894 bereits fallen lassen, 
da die Voraussetzungen beider Aemter sehr verschieden sind. 
Der Berliner Vorstand betont, dass thatsächlich auch dem 
Eintritt in das Richteramt eine mehrjährige, wenn auch mit 
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richterlichen Funktionen ausgestattete, doch minder verant- 
wortungsvolle und leicht controlirbare vorbereitende Be- 
schäftigung voraus zu gehen pflege und die amtliche richter- 
liche Thätigkeit überhaupt nicht mit solchen Gefahren ver- 
bunden sei, wie die freie Ausübung der Rechtsanwaltschaft. 
Der frühzeitige unvermittelte Eintritt in eine so schwierige, 
ungebundene und schwer zu beaufsichtigende Thätigkeit ohne 
die erforderliche Lebenserfahrung führe leicht zu Irrthümern, 
zur Selbstüberhebung, zum Gebrauche unlauterer Mittel für 
den Wettbewerb, zu Ermuthigung der Prozesssucht, zur Ver- 
nachlässigung der Berufspflichten, ganz besonders in grossen 
Städten. Bei Einführung einer Vorstufe, namentlich wenn 
dieselbe in der Thätigkeit bei einem älteren Rechtsanwalt 
besteht, wird der Rechtsanwalt mehr vorbereitet als jetzt, 
und durch die Erfahrungen, die er in der Vorbereitungszeit 
gemacht hat, einigermassen gestählt gegen die bezeichneten 
Gefahren in das selbständige Amt treten. Auch ist es sehr 
wichtig, wenn der junge Jurist sich nicht gleich nach dem 
letzten Examen zu entschliessen braucht, ob er Rechtsanwalt 
oder Richter werden soll. Sieht er während der Vorbereitungs- 
zeit ein, dass er besser zum Richter passe, so wird die in 
dem Vorbereitungsstadium verbrachte Zeit für seinen künftigen 
Richterberuf gewiss nicht verloren sein. 

Bezüglich der erwähnten Beschränkung der Lokalisation, 
so erachtet der Berliner Vorstand dieselbe für zweckmässig, 
einmal um die Zulassung von Rechtsanwälten bei Amts- 
gerichten im Interesse des Publikums zu fördern und sodann 
um die Stellung derselben zu heben. Auch werde man 
hoffen dürfen, dass ein Theil der bei kleineren Amtsgerichten 
zugelassenen Anwälte nicht sofort nach Ablauf der 3 Jahre 
qu. in die grossen Städte wieder zurückströmen wird. Der 
Bericht der Reichstagskommission S. 1 1 1. c. hatte sich auch 
schon mit der Sache beschäftigt, als Resultat ist aber die 
Bestimmung des § 9 der Rechtsanwaltsordnung herausgekom- 
men, welche weiter als geschehen in der Beschränkung der 
Lokalisation nicht hat gehen wollen. 

Ueber die Frage der Vorbereitungszeit hat sodann der 
deutsche Anwaltstag zu Stuttgart vom 11. September 1894 
sich geäussert. Der Versammlung lag ein vortrefflicher, 
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sehr gründlicher schriftlicher Bericht des Geh. Hofrath Dr. 
Pemsel (München) zu Grunde, welcher unter Ablehnung des 
numerus clausus aussprach, dass es im Interesse der Rechts- 
pflege und des Ansehens des Anwaltsstandes erforderlich 
sei, dass dem verfrühten und voreiligen Zugang zur Rechts- 
anwaltschaft durch die gesetzliche Einführung einer der 
Richteramtsprüfung nachfolgenden praktischen Vorbereitungs- 
zeit thunlichst vorgebeugt werde. Nach eingehender, die 
Gründe Für und Wider beleuchtender Debatte wurde der 
Antrag PemseFs abgelehnt. Es bestätigte sich auch hier die 
bereits vorher erwähnte Erfahrung, dass der Ort, in welchem 
solche Versammlungen abgehalten werden, auf das Resultat 
der Berathung nicht ohne Einfluss zu sein pflegt. Die sehr 
wichtige Abstimmung erfolgte mit 94 gegen 60 Stimmen, 
wobei beachtenswerth, dass die sämmtlichen anwesenden 
württembergischen Anwälte, nahezu 40 an der Zahl, ent- 
schieden gegen jede Abänderung der Rechtsanwaltsordnung 
waren, mithin geschlossen gegen den Antrag stimmten, 
während der bei Weitem grössere Theil der badischen und 
bayerischen Anwälte, die ähnliche Verhältnisse witf die er- 
strebten bei sich als praktisch und wünschenswerth kennen 
gelernt, ferner ein Theil der preussischen und Leipziger An- 
wälte für den Antrag votirten. Hiernach kann man wohl 
sagen, dass die Stimmen der württenbergischen Anwälte in 
dieser Frage den Ausschlag gegeben haben. Nach diesem 
Resultate der Enquete über das Zirkularrescript des preussi- 
schen Justizministers ist demselben weitere Folge nicht ge- 
geben worden, was sehr zu bedauern ist. 

Darüber ist man ja einig, dass die Ausbildung zum 
künftigen Rechtsanwalt heute bei uns nur eine unzureichende 
ist. In einem Vortrage über den ersten internationalen Ad- 
vokatenkongress zu Brüssel vom 1 1 . Juni 1 898 (s. Vierzigster 
Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft zu Berlin S. 32 ff.) 
habe ich über die Verschiedenheit der Ausbildung der jungen 
Juristen in Belgien und bei uns mich geäussert, und S. 44 
1. c. daselbst bemerkt: 

„Während in Belgien Alles zum Advokaten ausgebildet 
und dann aus demselben zunächst die Hülfsrichter und dem- 
nächst die Richter entnommen werden, ist es bei uns er- 
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heblich anders. Die Ausbildung durch das Referendariat 
richtet sich prinzipaliter natürlich auf den Juristen als 
solchen, im Uebrigen wesentlich auf den künftigen Richter, 
in etwas beschränkterem Maasse auf den künftigen Anwalt. 
Das genügte vielleicht bei der früheren Organisation, wo 
in der Regel eine längere Thätigkeit als Richter voraus- 
ging, bevor der Betreffende Rechtsanwalt wurde, während 
jetzt der junge Jurist, nachdem er das Examen bestanden, 
sofort Anwalt werden kann, obwohl er auf diesen Beruf 
speziell nur durch eine halbjährige Station beim Rechts- 
anwalt vorbereitet worden ist." 

Diese Station müsste, wenn sie erheblich nützen soll, 
mindestens auf ein ganzes Jahr verlängert werden, wozu es 
in Preussen einer besonderen gesetzlichen Vorschrift nicht 
bedarf. Diese Frage ist vor ungefähr 2 Jahren vom Verfasser 
dieses in Uebereinstimmung mit dem übrigen Vorstande der 
Berliner Anwaltskammer in einer an den Herrn Justizminister 
gerichteten Vorstellung zur Sprache gebracht worden. Am 
besten aber wäre die Ausbildung des künftigen Rechtsanwalts 
auf dem* Wege der vorher vorgeschlagenen Vorbereitungs- 
zeit zu erreichen und zwar besonders durch die Arbeit beim 
anderen Anwalt oder als Anwalt beim Amtsgericht. Die 
letztere Möglichkeit soll nach den besprochenen Vorschlägen 
jedem, der das letzte Examen bestanden, freistehen, denn 
nicht die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft überhaupt, 
sondern nur die Zulassung bei einem Kollegialgericht soll 
von einem Vorbereitungsstadium abhängig gemacht werden. 
Ob die Vorbereitungszeit gerade auf 3 oder 2 Jahre normirt 
wird, erscheint kaum von Bedeutung. Nach meiner Ansicht 
würden 2 Jahre genügen. Auch auf die Frage, ob für die 
Zulassung bei einem Amtsgerichte, welches am Ort oder 
Vorort eines Kollegerichts sich befindet, eine Beschränkung 
stattfinden soll, oder ob, wie von Wilmowski meint, eine 
solche Beschränkung zu widerrathen, möchte ich kein be- 
sonderes Gewicht legen und auch hier der milderen Auffassung 
von Wilmowski mich anschliessen. 

Von besonderer Bedeutung scheint der Berliner Vor- 
schlag zu sein, dass nach Ablauf der Vorbereitungszeit der 
beim Amtsgerichte zugelassene Anwalt zugleich bei dem 
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diesem Amtsgericht übergeordneten Landgericht, sowie den 
im Bezirke des Landgerichts befindlichen Kammern für Han- 
delssachen zugelassen werden kann. Auch dieser Vorschlag 
ist schon vor Emanation der Rechtsanwaltsordnung aus den 
Kreisen der Berliner Anwälte heraus gemacht worden. Mit 
Recht meint man, dass die Stellung des Amtsgerichtsanwalts 
dadurch gehoben wird, wenn ihm gestattet ist, seine Man- 
danten auch in grösseren Prozessen beim übergeordneten 
Landgerichte zu vertreten, dass es auch für die Partei zu- 
weilen sehr förderlich ist, wenn sie in solchen Fällen direkt 
durch ihren gewöhnlichen Anwalt und nicht erst auf dem 
Umwege des Korrespondenzanwalts vertreten wird. Auch 
darf man wohl hoffen, dass bei solcher Aenderung die Zahl 
der Amtsgerichtsanwälte namentlich in kleineren Städten 
sich angemessen vermehren, und dadurch die Zahl derselben in 
den grössten Städten sich verringern wird, was in hohem Grade 
wünschenswerth wäre. Der Vorstand in Berlin macht jetzt 
häufig die Erfahrung, dass Rechtsanwälte bei Amtsgerichten 
ausserhalb Berlins den dringenden Wunsch äussern, auch 
beim übergeordneten Landgericht zugelassen zu werden, 
spricht sich indessen mit Ausnahme ganz besonders 
gearteter Fälle der Regel nach gegen diese Anträge aus, 
und zwar stets mit der Motivirung, dass er zwar durchaus 
für die Verallgemeinerung dieser Art von Zulassungen, aber 
gegen die Genehmigung einzelner Fälle sei, um Bevor- 
zugungen aus persönlichen Gründen zu vermeiden. 

Wie sehr eine solche allgemeine Bestimmung wünschens- 
werth, würde sich voraussichtlich auch bei der neuen Orga- 
nisation der Gerichte Berlins erweisen. Man geht von der 
Hoffnung aus, dass bei der neuen Errichtung grösserer 
Amtsgerichte in den Vororten Rechtsanwälte geneigt sein 
würden, in der Nähe derselben sich niederzulassen. Es ist 
indessen mindestens fraglich, ob dieser Wunsch ausreichend in 
Erfüllung gehen wird, wenn man diesen Anwälten ihre durch 
die neuen Verhältnisse sehr in Frage gestellten Aussichten 
nicht wenigsten dadurch verbessert, dass man ihnen die Mög- 
lichkeit der Praxis auch beim übergeordneten Landgerichte 
eröffnet. 

Die Frage der Aenderung des § 9 der Rechtsanwalts- 
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Ordnung in Erwägung zu ziehen, wäre daher von grösster 
Bedeutung, umsomehr, als die Kommission des Reichstags 
in Betreff der Lokalisirung und Residenzpflicht einen von 
der Regierungsvorlage prinzipiell abweichenden Standpunkt 
eingenommen, von welchem aus der § 9 entbehrlich war; 
erst als dieser Standpunkt in der dritten Berathung des 
Reichstags aufgegeben und das Prinzip der Lokalisirung 
nach der Vorlage angenommen war, wurde der § 9 einge- 
schoben (s. die R.A.Ordnung vom 1. Juli 1878 von G. Meyer 
2. Aufl. S. 26). Die Grenzen dieses Prinzips nochmals zu 
erörtern, dürfte daher sehr empfehlenswerth sein. 

Wenn wir einen Blick auf die Entwickelung unserer 
Rechtsanwaltschaft in den letzten 10 Jahren werfen, so 
glauben wir zu unserer Freude bemerkt zu haben, dass 
Manches allmählich sich gebessert hat, dass gewisse Miss- 
stände, welche unser ebenso wohlwollender als scharfblicken- 
der Freund von Wilmowski und das Gutachten des Berliner 
Vorstandes als Folge der freien Advokatur hervorgehoben, 
sich einigermassen gemildert haben, dass die Kollisionen 
zwischen Richter und Anwalt seltener geworden, dass die 
Fälle, in denen scharfe Disziplinarstrafen nothwendig wurden, 
im Hinblick auf die grosse Vermehrung der Anwälte nament- 
lich in dem Bezirke, dem wir nahe stehen, eine ganz beson- 
ders hohe Zahl nicht erreicht haben. Besonders erfreulich 
ist, dass auch der Staat allmählich bei Besetzung höherer 
Stellen zuweilen sein Auge auf Mitglieder der Rechtsanwalt- 
schaft zu werfen beginnt, bemerkenswerth auch die Leistungen 
der Anwaltsvereine, welche für die Ausbildung ihrer Mitglieder 
manches thun und nicht selten mit Fragen von idealer Bedeutung 
sich beschäftigen. Zu diesen rechne ich auch die schwierige 
Frage der Vertretung der Armen, die vielleicht deswegen noch 
ungelöst geblieben, weil man bisher den bestmöglichen Weg 
der Lösung noch nicht gefunden zu haben glaubte. In dieser 
Beziehung können wir aus den Einrichtungen fremder Staaten 
wie Belgien, Frankreich noch manches lernen, wie ich in 
meinem erwähnten Vortrage auszuführen versuchte und dürfte 
hierfür das Institut der internationalen Advokatenkongresse 
ebenso anregend als förderlich sein. Erfreulich ist endlich 
der wissenschaftliche Sinn, der sich in den Leistungen der 
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Mitglieder der Rechtsanwaltschaft in der Bearbeitung der 
neuen Gesetzbücher kundgiebt 

Alle diese mehr oder weniger erfreulichen Erscheinungen 
lassen indessen unsere Bestrebungen, das Gesetz zu verbessern, 
nicht unnütz erscheinen, und kann ich nicht anerkennen, dass 
die Zeit von 20 Jahren zu kurz ist, um über die Verbesserungs- 
fähigkeit gewisser Bestimmungen der R.A.Ordnung ein rich- 
tiges Urtheil zu haben. Für eine tüchtige Ausbildung resp. 
Vorbildung der Rechtsanwaltschaft bemüht zu sein, bleibt 
immer eine bedeutsame Aufgabe, ingleichen ist es in hohem 
Grade wünschenswerth, Bestimmungen zu treffen, welche die 
Wirkung nach sich ziehen, dass die Zahl der Rechtsanwälte 
in kleinen Orten vermehrt und in den grössten Städten die 
zu erhebliche Zahl derselben allmählich vermindert werde. 

Von den sonstigen im Laufe der 20 Jahre hervor- 
gehobenen Mängeln der Rechtsanwaltsordnung möchte ich 
besonders einen hervorheben, der schon mehrfach zum 
Gegenstande der Besprechung gemacht und auch in meiner 
bereits erwähnten Vorstellung dem preussischen Herrn 
Justizminister zur Erwägung vorgelegt worden ist. Das in 
§ 63 der Rechtsanwaltsordnung aufgestellte System der 
Strafen hat sich besonders im Anwaltskammerbezirke von 
Berlin nicht bewährt. Es ist bekannt, dass in den Rechts- 
anwaltsordnungen von Frankreich, Belgien und Russland 
statt der Geldstrafe die Strafe der Entziehung der Aus- 
übung der Advokatur auf höchstens 1 Jahr aufgenommen 
ist, auf welche in den Fällen erkannt wird, in denen die 
Strafe der gänzlichen Ausschliessung zu hart erscheinen 
würde, und diese Abstufung hat sich in den genannten 
Staaten durchaus bewährt. Es würde sich empfehlen, diese 
Strafe als alternative bei uns einzuführen, sodass das Ehren- 
gericht die Wahl hätte, die Strafe der Suspension oder die 
Geldstrafe in Anwendung zu bringen. Ganz möchte ich die 
Geldstrafe nicht entbehren; dieselbe würde sich z. B. da 
empfehlen, wo gegen den Anstand in der Geldfrage Ver- 
stössen ist, während für schwerere, überhaupt für Fälle, in 
denen die Anwendung einer Geldstrafe ihrer Natur nach dem 
Rechtsgefühl widerspricht, die Strafe der Suspension vorzu- 
ziehen wäre. In Berlin machen wir mit der Geldstrafe inso- 



Digitized by 



Google 



— 18 — 

fern ungünstige Erfahrungen, als wir im Ehrengerichte nicht 
selten auf eine höhere Geldstrafe zu erkennen genöthigt 
sind, obwohl wir im Voraus wissen, dass es bei der Mittel- 
losigkeit des Bestraften nicht gelingen werde, dieselbe bei- 
zutreiben, die Strafe in solchen Fällen also nicht in ent- 
sprechender Weise wirken kann. 

Vor einer Reihe von Jahren wurde auf dem Anwalts- 
tage zu München über die Frage der Suspension bereits ver- 
handelt, ein definitiver Beschluss kam aber nicht zu Stande, 
weil eine gleiche Anzahl Stimmen für und gegen die Ein- 
führung der Suspension abgegeben wurde. Als Bericht- 
erstatter fungirte damals der Geh. Justizrath von Wilmowski, 
auf dessen treffende Ausführungen zu Gunsten der Suspen- 
sion wir Bezug nehmen dürfen, Seitdem haben sich die An- 
sichten erheblich geklärt. Bei der neuesten Umfrage haben 
eine Anzahl Vorstände der Anwaltskammern sich für die 
Suspension erklärt, während andere dem Ausschluss mit der 
Möglichkeit der Zulassung in einem anderen Bezirke das 
Wort reden. Hier scheint man etwas dem Art. 94 des 
Preuss. Ges. über die Preuss. Gerichtsbarkeit vom 21. Sep- 
tember 1899 Aehnliches schaffen zu wollen. Art. 94 Nr. 4 
1. c. führt als die der Geldstrafe folgende höchste Diszipli- 
narstrafe für die Notare ein: „Verlust des Amtes oder 
Dienstentlassung; auf den Verlust des Amtes ist zu er- 
kennen, wenn das Gericht den Verurtheilten nicht für un- 
würdig erachtet, an einem anderen Ort wieder angestellt zu 
werden. u 

Wollte man für Rechtsanwälte Aehnliches bestimmen, so 
liesse sich vielleicht in die Straf enscala vor der Ausschliessung 
eine Strafe der Suspension aufnehmen, bei welcher innerhalb 
einer zu bestimmenden Frist nach Rechtskraft des Urtheils 
der Bestrafte seine Zulassung bei einem anderen Gerichte 
nachsuchen dürfe. Der Berliner Vorstand hat sich indessen 
gegen eine solche oder eine andere Modifikation der Sus- 
pension ausgesprochen, und zwar mit Recht, da das Amt 
des Notars von dem des Rechtsanwalts sehr verschieden ist, 
für das letztere Amt aber die Einführung einer Art von 
Strafversetzung, wie die des § 94 1. c. resp. eine sonstige 
Modifikation der Suspension nicht geeignet sein dürfte. Eine 



Digitized by 



Google 



— 19 — 

Anstellung an einem ihm zu bezeichnenden Orte würde zu 
dem Charakter des Amts des Rechtsanwalts nicht passen. 

Zum Schluss möchte ich noch eine wünschenswerthe 
Aenderung in aller Kürze erwähnen. In der erwähnten Vor- 
stellung an den Herrn Preuss. Justizminister haben wir unter 
Hinweis auf die fortgesetzte Zunahme der Geschäfte des Vor- 
standes in Berlin die im § 42 der R.A.Ordnung gestattete 
Zahl der Mitglieder desselben auf 20 oder 25 zu erhöhen er- 
sucht. Es ist hervorgehoben, dass durch ihren Beruf stark 
beschäftigte Männer für gewöhnlich doch nur ein gewisses 
Quantum von Zeit und Kraft auf freiwillige, auf ideale Ziele 
gerichtete Thätigkeit verwenden können, die gegenwärtig 
von den Vorstandsmitgliedern insbesondere dem Vorsitzenden 
geforderte Thätigkeit in Berlin indessen dieses Maass bereits 
überschreitet. Da der Gedanke, den Vorstand in 2 Ab- 
theilungen zu trennen, die Geschäfte nach Materien zu theilen, 
Bedenken erregt, so haben wir ausgesprochen, dass hierüber 
durck Reglement befunden werden möge, die Hauptsache 
scheine, die erforderlichen Arbeitskräfte im Vorstande zu ge- 
winnen. Auf die Bedenken, dass die bezeichneten Schwierig- 
keiten nur im Kammergerichtsbezirke hervorgetreten, es aber 
misslich sei, um der Verhältnisse eines Oberlandesgerichts 
willen die Reichsgesetzgebung in Anspruch zu nehmen, wurde 
erwidert, dass, wenn zur Erhaltung gesunder Verhältnisse 
der Rechtsanwaltschaft in dem grössten Bezirke des Reichs 
eine solche Massregel erforderlich würde, auch den Weg der 
Reichsgesetzgebung zu beschreiten, nicht gescheut werden 
dürfe. 

Dass, wenn einmal an die Veränderung der Rechtsanwalts- 
ordnung herangetreten werden sollte, auch noch manche 
andere Bestimmungen derselben sich als reformbedürftig 
erweisen dürften, wie z. B. die Vorschriften über die Zu- 
lassung, insbesondere die §§ 5 und 6 der R.A.O., ist uns nicht 
zweifelhaft. 

• Freilich, die Neigung zu ändern, ist sowohl bei den 
obersten Justizverwaltungen, wie auch bei der Rechtsanwalt- 
schaft zur Zeit eine geringe. Aber kommen wird der Moment, 
und für denselben wollte ich noch einmal die Gesichtspunkte 
zusammenfassen, von denen aus eine Hebung des Standes im 
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höheren Sinne, insbesondere eine geeignete Vorbereitung für 
den Eintritt in denselben zu erstreben zweckmässig sein 
dürfte. Wenn ich dabei in den wesentlichsten Punkten nach 
langjähriger gemeinsamer Arbeit mit unserem trefflichen 
Kollegen von Wilmowski mich einig fühlen durfte, so giebt 
mir dies die beruhigende Gewissheit, in diesen Bestrebungen 
mich auf richtigem Wege befunden zu haben. 



Nachdem diese Blätter als Theil der Festschrift bereits 
gedruckt waren, sind zwei Umstände eingetreten, welche 
einen kurzen Nachtrag zu vorstehenden Ausführungen wün- 
sch enswerth erscheinen Hessen. 

Zunächst hat im September v. J. der deutsche Juristen- 
tag zu Bamberg mit der Frage des Vorbereitungsdienstes der 
jungen Juristen sich eingehend beschäftigt. Als Resultat 
wurde, bei einheitlicher Ordnung hinsichtlich des Universitäts- 
studiums mit einem Mindestmass seiner Dauer von sieben 
Semestern, eine gleiche einheitliche Ordnung hinsichtlich des 
Vorbereitungsdienstes für seine Theilung unter Gerichte, 
Staatsanwaltschaft, Rechtsanwaltschaft und Behörden der 
inneren Verwaltung, für seine Dauer und das Mass der An- 
forderungen an die zweite juristische Prüfung angenommen. 

Ferner sei, und zwar wurde dies einstimmig angenommen, 
zu fordern, dass jedenfalls hinsichdich des Universitätsstudiums 
und des gerichtlichen Vorbereitungsdienstes der Bildungs- 
gang für Justiz und Verwaltung der gleiche sei und dass die 
Gerichtsreferendare (Rechtspraktikanten u. s. w.) während 
eines Theiles des Vorbereitungsdienstes bei einer Behörde 
der inneren Verwaltung beschäftigt werden. 

Bei den Berathungen des Plenums des Juristentages 
wurde über die Länge des Vorbereitungsdienstes sowie über 
die Ausdehnung seiner einzelnen Stationen nicht Beschluss 
gefasst, bei den Vorberathungen der ersten Abtheilung von 
dem Referenten, Herrn Geh. Rath Professor Kahl, aber die 
Ansicht vertreten, dass ebenso wie bei der Universitätszeit 
die Dauer des gesammten Vorbereitungsdienstes auf 3 V2 Jahre 
zu normiren und hiervon ein Jahr dem Vorbereitungsdienste 
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in der Rechtsanwaltschaft zuzuweisen sei, wie ich oben als 
nothwendig betont habe. 

Wer in seiner Vorbereitungszeit die Rechtsanwaltsstation 
mit Fleiss benutzt hat, der wird dieser Zeit mit besonderer 
Befriedigung gedenken und sich völlig klar darüber sein, 
dass sie ihm erhebliche Vortheile gebracht habe. Leider 
wird diese Station thatsächlich nicht selten unrichtig, nämlich 
nicht zur vorwiegend praktischen Ausbildung, sondern haupt- 
sächlich zur theoretischen Vorbereitung für das bevorstehende 
Examen verwendet. Hier muss Wandel geschaffen werden 
und dürfte auch bei Einführung einer Station von einjähriger 
Dauer durch Reglement auf zweckmässige Benutzung dieser 
Zeit hinzuwirken sehr wohl möglich sein. Für den künftigen 
Rechtsanwalt habe ich oben als bestes Mittel zur Ausbildung 
eine Vorbereitungszeit nach dem zweiten Examen empfohlen, 
wird diese aber nicht erreicht, so ist wenigstens eine Ver- 
längerung der Rechtsanwaltsstation auf ein Jahr durchaus 
nothwendig, um die Vorbereitung des jungen Juristen für 
seinen künftigen Beruf, mag er Rechtsanwalt oder Richter 
werden, zu verbessern.*) 

Für die gemeinsame Ausbildung der Justiz- und Ver- 
waltungsbeamten hat sich kürzlich der Oberlandesgerichts- 



*) In der Juristischen Wochenschrift vom 9. Februar d. J. hat Herr 
Dr. Kloeppel die Vorbereitungszeit nach dem zweiten Examen energisch 
bekämpft und in der Verteidigung derselben einen Angriff auf die freie 
Advokatur gesehen. 

Wer, wie der Verfasser dieser Zeilen, seit fast 40 Jahren bei jeder 
geeigneten Gelegenheit — zum ersten Male auf dem Juristentage in Mainz im 
Jahre 1863 — für die freie Advokatur eingetreten ist und nun einen Vorschlag 
macht, nach welchem der junge Jurist berechtigt sein soll, sich auch schon 
in den ersten beiden Jahren nach dem 2. Examen bei jedem Amtsgerichte 
niederlassen zu können, von dem kann man vielleicht sagen, dass sein Vor- 
schlag nicht ohne gewisse praktische Bedenken und nach dieser oder jener 
Seite zu modifiziren sei, nicht aber, dass er der freien Advokatur unfreund- 
lich gegenüberstehe. 

Wer aber, wie Herr Dr. Kloeppel, die Ausbildung der deutschen An- 
waltschaft nicht höher taxirt, als dass es ihr nur möglich sei, dem Richter 
der ersten Instanz einen einigermassen verwickelten Rechtsfall in rein 
mündlichem Vortrage klar zu machen, der sollte m. E. jeden Versuch will- 
kommen heissen, der die Vorbereitung für den Beruf des Anwalts zu Ver- 
tiefen ernstlich bestrebt ist. 
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Präsident Herr Dr. Hamm in einem sehr beachtungswerthen 
Aufsatze in der Deutschen Juristenzeitung vom t. September 
v. J. ausgesprochen. Bei den Berathungen über einen nicht zu 
Stande gekommenen Gesetzentwurf vom Jahre 1868/69 (s. 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauses Band II S. 1829 bis 
1841) hat der Verfasser dieser Zeilen auszuführen gesucht, 
dass die Beschäftigung der Justizreferendare bei einer Ver- 
waltungsbehörde den Vortheil habe, dass die Juristen mehr 
als bisher zum Studium des Verwaltungsrechts angeregt und 
allmählich mehr und mehr tüchtige Rathgeber auf dem Ge- 
biete des öffentlichen Rechtes erzogen werden. Es wäre sehr 
zu wünschen, dass das, was schon vor länger als 30 Jahren 
in weiten Kreisen erstrebt wurde, jetzt zum erwünschten 
Resultat führen möge. Der einstimmige Beschluss des 
Juristentages wird hoffentlich dazu beitragen. 

Zweitens sei darauf hingewiesen, dass neuerlich von ver- 
schiedenen Seiten erstrebt wird, der Deutsche Anwaltstag 
möge sich mit der Frage der Suspension als ehrengericht- 
liche Strafe noch einmal beschäftigen. Dass das bestehende 
Strafensystem lückenhaft sei, wird fast allerseits anerkannt, 
und vor die Strafe der gänzlichen Ausschliessung für die 
minder schweren Fälle eine andere Art der Strafe einzu- 
schieben empfohlen. Nur über die Art der neuen Strafe ist 
man noch nicht einig. Die Geldstrafe hat sich für Bezirke 
mit einfachen Verhältnissen im Ganzen bewährt, in den 
grossen Städten, wo komplizirtere Verfehlungen vorkommen» 
zeigt sich diese Strafe, wie oben erwähnt, nicht ausreichend. 
Hier hat man seit dem erwähnten Anwaltstage in München 
eine Reihe von Erfahrungen gemacht, die nicht ohne Be- 
rücksichtigung bleiben dürften. In Preussen haben sich in 
Folge der neuesten Umfrage des Herrn Justizministers die 
Vorstände der Anwaltskammern von Berlin, Breslau, Celle 
und modifizirt auch Posen für die Strafe der Suspension er- 
klärt, ausserhalb Preussens die Vorstände von Hamburg, 
Braunschweig und Oldenburg, und auch in Süddeutschland 
scheinen sich die Stimmen dafür zu mehren. Beachtungs- 
werth ist, dass in Hannover gemäss § 16 des Gesetzes vom 
31. März 1859 die Strafe der Suspension bis auf die Dauer 
von 2 Jahren bereits in Geltung gewesen, ohne dass sich 
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wesentliche Missstände herausgestellt hätten. Auch im Bezirke 
des Oberlandesgerichts Cöln hat die Strafe der Suspension 
eine Zeit lang bestanden, und auch bei der letzten Umfrage 
hat der dortige Vorstand sich nicht grundsätzlich gegen 
diese Strafe erklärt, wenn er auch das Bedenken hervor- 
gehoben, dass es dem betreffenden Anwalte nach der Sus- 
pension sehr schwer fallen werde, seine frühere Stelluug 
wieder zu gewinnen, was indessen allein wohl nicht ent- 
scheiden kann. Auf dem Anwaltstage zu München im Jahre 
1887 hatte gerade eine gewichtige Stimme aus der preussi- 
schen Rheinprovinz die Notwendigkeit der Suspension ein- 
gehend dargelegt. 

Der Vorstand zu Posen hat die zeitweilige Suspension 
nur in dem Falle für geeignet erachtet, wenn sie mit der 
lokalen Ausschliessung aus dem Landgerichtsbezirke ver- 
bunden sei. Daneben ist, wie oben erwähnt, von anderer 
Seite die Strafe der Ausschliessung aus dem Oberlandes- 
gerichtsbezirke mit der Massgabe der Zulassung in einem 
anderen Oberlandesgerichtsbezirke vorgeschlagen worden, 
im Erfolge ähnlich der Strafversetzung, wie sie bei Beamten 
besteht. 

Bezüglich der Suspension sind noch eine Anzahl Neben- 
fragen zu erwähnen. Man sagt, dass, wenn man die Sus- 
pension einführen wolle, so würde dabei eine öffentliche 
Bekanntmachung der Bestrafung nothwendig sein, und da- 
mit, wie erwähnt, die Wiedererlangung der Praxis des An- 
walts schwer erreichbar sein. Dagegen ist zu bemerken, 
dass diese Strafe doch auch erst bei erheblichen Ver- 
fehlungen anwendbar sein soll, für welche eine Geldstrafe 
häufig nicht genüge. Um dies zu kennzeichnen, möge das 
Gesetz eine Andeutung machen, aus welcher zu ersehen, dass 
die zeitliche Ausschliessung durchschnittlich eine schwerere 
Strafe als die Geldstrafe sein soll. Unvermeidlich ist, dass 
der Eintritt eines neuen Prozessbevollmächtigten eine Er- 
höhung der Kosten herbeiführen würde. Dem könnte in 
zwiefacher Weise abgeholfen werden, entweder dadurch, 
dass dem neu eintretenden Anwalt eine verhältnissmässig 
geringere Gebühr zu Theil würde, oder der suspendirte 
Anwalt für die durch den Eintritt eines neuen Vertreters 
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entstehenden Mehrkosten verantwortlich gemacht würde. Der 
erstere Weg dürfte der richtigere sein. Es ist zu hoffen, 
dass eine nochmalige Verhandlung dieser wichtigen Frage 
auf dem Deutschen Anwaltstage manches neue Material bei- 
bringen und zu einer positiven Entscheidung führen wird. 
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